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  U r t e i l  v o m  2 1 .  N o v e m b e r  2 0 2 4  

Besetzung 
 Einzelrichterin Regula Schenker Senn, 

mit Zustimmung von Richterin Aileen Truttmann;    

Gerichtsschreiberin Joana Maria Mösch. 

   

Parteien 

 
A. _______, geboren am (…), 

Somalia,   

vertreten durch Mag. iur. Fernando Arévalo Menchaca, 

HEKS Rechtsschutz Bundesasylzentren Ostschweiz,   

Beschwerdeführer,  

  

  
gegen 

  
Staatssekretariat für Migration SEM, 

Quellenweg 6, 3003 Bern, 

Vorinstanz. 

   

Gegenstand 

 
Nichteintreten auf Asylgesuch und Wegweisung  

(Dublin-Verfahren - Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG);  

Verfügung des SEM vom 30. Oktober 2024. 
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Sachverhalt: 

A.  

Der Beschwerdeführer ersuchte am 13. Juni 2024 in der Schweiz um Asyl. 

Ein Abgleich mit der europäischen Fingerabdruck-Datenbank (Eurodac) 

ergab, dass er am 26. April 2024 in Deutschland ein Asylgesuch gestellt 

hatte. 

B.  

Am 25. Juli 2024 wurden die deutschen Behörden um Übernahme des Be-

schwerdeführers gestützt auf Art. 18 Abs. 1 Bst. b der Verordnung (EU) 

Nr. 604/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung 

des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines von einem Drittstaatsangehö-

rigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf inter-

nationalen Schutz zuständig ist (nachfolgend: Dublin-III-VO) ersucht. 

C.  

Die Vorinstanz gewährte dem Beschwerdeführer am 15. August 2024 das 

rechtliche Gehör zu einem allfälligen Nichteintretensentscheid und zur 

Möglichkeit der Überstellung nach Deutschland, dessen Zuständigkeit für 

die Behandlung des Asylgesuchs grundsätzlich in Frage komme. 

D.  

Die deutschen Behörden lehnten das Übernahmeersuchen am 7. Au-

gust 2024 ab unter Hinweis auf weitere Abklärungen zur Bestimmung der 

Zuständigkeit. 

E.  

Am 20. August 2024 hiessen die deutschen Behörden das Übernahmeer-

suchen nach Art. 18 Abs. 1 Bst. b Dublin-III-VO gut. 

F.  

Die Vorinstanz trat mit Verfügung vom 30. Oktober 2024 (am selben Tag 

eröffnet) auf das Asylgesuch des Beschwerdeführers nicht ein, ordnete in 

Anwendung von Art. 31a Abs. 1 Bst. b AsylG (SR 142.31) seine Überstel-

lung nach Deutschland an und forderte ihn auf, die Schweiz am Tag nach 

Ablauf der Beschwerdefrist zu verlassen. 

G.  

Mit Rechtsmitteleingabe vom 8. November 2024 gelangte der Beschwer-

deführer an das Bundesverwaltungsgericht und beantragte, die Vorinstanz 

sei unter Aufhebung der angefochtenen Verfügung anzuweisen, auf das 
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Asylgesuch einzutreten und das Asylverfahren in der Schweiz durchzufüh-

ren. Eventualiter sei die Sache zur Neubeurteilung an die Vorinstanz zu-

rückzuweisen. In prozessualer Hinsicht beantragte er, der Beschwerde sei 

die aufschiebende Wirkung zu erteilen und die Vollzugsbehörden seien an-

zuweisen, von einer Überstellung abzusehen, bis das Bundesverwaltungs-

gericht über die Beschwerde entschieden habe. Zudem ersuchte er um 

Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung. 

H.  

Am 11. November 2024 ordnete das Bundesverwaltungsgericht einen su-

perprovisorischen Vollzugsstopp an. 

 

Das Bundesverwaltungsgericht zieht in Erwägung: 

1.  

1.1. Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG, dem VGG und dem BGG, 

soweit das AsylG nichts anderes bestimmt (Art. 6 AsylG). 

1.2. Das Bundesverwaltungsgericht ist zuständig für die Beurteilung von 

Beschwerden gegen Verfügungen des SEM (Art. 105 AsylG, Art. 31 und 33 

Bst. b VGG). Auf dem Gebiet des Asyls entscheidet es in der Regel – und 

so auch vorliegend – endgültig (Art. 83 Bst. d Ziff. 1 BGG). Der Beschwer-

deführer ist zur Erhebung der Beschwerde legitimiert (Art. 48 Abs. 1 

VwVG). Auf die frist- und formgerecht eingereichte Beschwerde ist einzu-

treten (Art. 108 Abs. 3 AsylG und Art. 52 Abs. 1 VwVG). 

2.  

2.1. Mit Beschwerde kann die Verletzung von Bundesrecht (einschliesslich 

Missbrauch und Überschreiten des Ermessens) sowie die unrichtige oder 

unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts gerügt 

werden (Art. 106 Abs. 1 AsylG). 

2.2. Die Beschwerde erweist sich als offensichtlich unbegründet, weshalb 

sie im Verfahren einzelrichterlicher Zuständigkeit mit Zustimmung einer 

zweiten Richterin (Art. 111 Bst. e AsylG), ohne Durchführung eines Schrif-

tenwechsels und mit summarischer Begründung zu behandeln ist 

(Art. 111a Abs. 1 und 2 AsylG). 

3.  

3.1.  

Auf Asylgesuche wird in der Regel nicht eingetreten, wenn Asylsuchende 
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in einen Drittstaat ausreisen können, der für die Durchführung des Asyl- 

und Wegweisungsverfahrens staatsvertraglich zuständig ist (Art. 31a 

Abs. 1 Bst. b AsylG).  

3.2. Gemäss Art. 3 Abs. 1 Dublin-III-VO wird jeder Asylantrag von einem 

einzigen Mitgliedstaat geprüft, der nach den Kriterien des Kapitels III als 

zuständiger Staat bestimmt wird. Das Verfahren zur Bestimmung des zu-

ständigen Mitgliedstaates wird eingeleitet, sobald in einem Mitgliedstaat 

erstmals ein Asylantrag gestellt wird (Art. 20 Abs. 1 Dublin-III-VO). Im Rah-

men des hier vorliegenden Wiederaufnahmeverfahrens (Art. 23–25 Dublin-

III-VO) findet grundsätzlich keine (erneute) Zuständigkeitsprüfung nach 

Kapitel III Dublin-III-VO mehr statt (vgl. zum Ganzen BVGE 2017 VI/5 E. 

6.2 und 8.2.1). Die Dublin-III-VO räumt den Schutzsuchenden kein Recht 

ein, sich den Staat, der ihren Antrag prüft, selbst auszusuchen (vgl. BVGE 

2010/45 E. 8.3). 

4.  

4.1 Der Beschwerdeführer rügt die vorinstanzliche Feststellung der Zustän-

digkeit Deutschlands für die Durchführung des Asyl- und Wegweisungsver-

fahrens im Wesentlichen in formeller Hinsicht. Bei korrekter Anwendung 

der Dublin III-Verordnung wäre die Vorinstanz verpflichtet gewesen, nach 

Erhalt der vorläufigen, aber ablehnenden Antwort der deutschen Behörden 

ein Remonstrationsverfahren einzuleiten. Da diese Frist nun abgelaufen 

sei, entfalte die nachträgliche Zustimmung der deutschen Behörden keine 

Rechtswirkung und die Zuständigkeit für die Behandlung seines Asylge-

suchs gehe auf die Schweiz über).  

4.2 Im Grundsatzurteil BVGE 2018 VI/2 hat das Bundesverwaltungsgericht 

festgehalten, dass eine «vorläufige Ablehnung» als «ordentliche» Ableh-

nung zu qualifizieren sei. Demnach müsse die Schweiz entweder ihre Zu-

ständigkeit akzeptieren und das Asyl- und Wegweisungsverfahren zügig an 

die Hand nehmen oder innerhalb von drei Wochen nach Erhalt der ableh-

nenden Antwort ein Remonstrationsverfahren einleiten (vgl. hierzu insb. 

E. 8.3) gestützt auf Art. 5 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der 

Kommission vom 2. September 2003 mit Durchführungsbestimmungen zur 

Verordnung EG) Nr. 343/2003 des Rates zur Festlegung der Kriterien und 

Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der für die Prüfung eines 

von einem Drittstaatsangehörigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylan-

trags zuständig ist (ABl. L 222/3 vom 5.9.2003 [nachfolgend: Verordnung 

Nr. 1560/2003]). Dies wurde auch im BVGE 2019 VI/4 bekräftigt. Im Falle 

einer fristgerechten Ablehnung und Unterlassung der Einleitung eines 



F-7062/2024 

Seite 5 

Remonstrationsverfahrens wird der ersuchende Mitgliedstaat unmittelbar 

zum zuständigen Mitgliedstaat (vgl. hierzu insb. E. 8.4).  

4.3 Vorliegend datiert die erste vorläufige Ablehnung der deutschen Behör-

den vom 7. August 2024. Da die deutschen Behörden aber dem Wiederer-

wägungsgesuch am 20. August 2024 – und damit vor Ablauf der Frist zur 

Einleitung eines Remonstrationsverfahrens – zugestimmt haben, war die 

Vorinstanz nicht mehr gehalten, ein solches Verfahren einzuleiten (vgl. Ur-

teil BVGer F-2679/2021 vom 17. August 2023 E. 3.6). Die Anwendung der 

Dublin-III-Verordnung ist somit korrekt erfolgt, womit die grundsätzliche Zu-

ständigkeit Deutschlands gegeben ist. 

5.  

5.1. Erweist es sich als unmöglich, einen Antragsteller in den zunächst als 

zuständig bestimmten Mitgliedstaat zu überstellen, da es wesentliche 

Gründe für die Annahme gibt, dass das Asylverfahren und die Aufnahme-

bedingungen für Antragsteller in diesem Mitgliedstaat systemische 

Schwachstellen aufweisen, die eine Gefahr einer unmenschlichen oder 

entwürdigenden Behandlung im Sinne des Artikels 4 der EU-

Grundrechtecharta mit sich bringen, so setzt der die Zuständigkeit prü-

fende Mitgliedstaat die Prüfung der in Kapitel III vorgesehenen Kriterien 

fort, um festzustellen, ob ein anderer Mitgliedstaat als zuständig bestimmt 

werden kann. Kann keine Überstellung gemäss diesem Absatz an einen 

aufgrund der Kriterien des Kapitels III bestimmten Mitgliedstaat oder an 

den ersten Mitgliedstaat, in dem der Antrag gestellt wurde, vorgenommen 

werden, so wird der die Zuständigkeit prüfende Mitgliedstaat zum zustän-

digen Mitgliedstaat (Art. 3 Abs. 2 Dublin-III-VO).  

5.2. Gemäss konstanter Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 

weist das Asylverfahren in Deutschland keine systemischen Schwachstel-

len im Sinne von Art. 3 Abs. 2 Dublin-III-VO auf (vgl. anstelle vieler: Urteile 

des BVGer D-1767/2023 vom 6. April 2023 und D-1442/2023 vom 22. März 

2023 E. 8.1). Es bestehen weder aufgrund der Akten noch der relativ sum-

marischen Beschwerde Hinweise, dass das Asylverfahren des Beschwer-

deführers in Deutschland nicht rechtsstaatlich korrekt durchgeführt worden 

ist. Die Anwendung von Art. 3 Abs. 2 Dublin-III-VO ist folglich nicht gerecht-

fertigt. 

5.3. Der Beschwerdeführer bringt zu Recht nicht vor, dass in Deutschland 

systemische Schwachstellen i.S.v. Art. 3 Abs. 2 zweiter und dritter Satz 

Dublin-III-VO, die eine Gefahr einer unmenschlichen Behandlung im Sinne 
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von Art. 4 der EU-Grundrechtecharta und Art. 3 EMRK mit sich bringen 

würden, vorlägen. 

6.   

6.1. Abweichend von Art. 3 Abs. 1 Dublin-III-VO kann jeder Mitgliedstaat 

beschliessen, einen bei ihm von einem Drittstaatsangehörigen oder Staa-

tenlosen gestellten Antrag auf internationalen Schutz zu prüfen, auch wenn 

er nach den in dieser Verordnung festgelegten Kriterien nicht für die Prü-

fung zuständig ist (Art. 17 Abs. 1 erster Satz Dublin-III-VO). Dieses soge-

nannte Selbsteintrittsrecht ist zwingend auszuüben, wenn die Überstellung 

der betroffenen Person in den an sich zuständigen Mitgliedstaat zu einer 

Verletzung völkerrechtlicher Verpflichtungen der Schweiz führen würde 

(BVGE 2015/9 E. 8.2.1). Gemäss Art. 29a Abs. 3 der Asylverordnung 1 

vom 11. August 1999 (AsylV 1, SR 142.311) kann zudem das SEM das 

Asylgesuch «aus humanitären Gründen» auch dann behandeln, wenn da-

für gemäss Dublin-III-VO ein anderer Staat zuständig wäre. Bei dieser Ent-

scheidung kommt dem SEM Ermessen zu; das Bundesverwaltungsgericht 

darf sein eigenes Ermessen nicht an dessen Stelle setzen (BVGE 2015/9 

E. 7.6 und E. 8.1 in fine).  

6.2. Deutschland ist Signatarstaat der EMRK, des Übereinkommens vom 

10. Dezember 1984 gegen Folter und andere grausame, unmenschliche 

oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (FoK, SR 0.105) und des Ab-

kommens vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (FK, 

SR 0.142.30) sowie des Zusatzprotokolls der FK vom 3. Januar 1967  

(SR 0.142.301) und kommt seinen diesbezüglichen völkerrechtlichen Ver-

pflichtungen nach. Auch ist anzunehmen, das Land anerkenne und schütze 

die Rechte, die sich für Schutzsuchende aus den Richtlinien des Europäi-

schen Parlaments und des Rates 2013/32/EU vom 26. Juni 2013 zu ge-

meinsamen Verfahren für die Zuerkennung und Aberkennung des interna-

tionalen Schutzes (sog. Verfahrensrichtlinie, ABl. L 180/96 vom  

29. Juni 2013) sowie 2013/33/EU vom 26. Juni 2013 zur Festlegung von 

Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz bean-

tragen (sog. Aufnahmerichtlinie, ABl. L 180/96 vom 29. Juni 2013), erge-

ben. 

6.3. Den Akten sind keine konkreten Anhaltspunkte für das Bestehen völ-

kerrechtlicher Wegweisungsvollzugshindernisse zu entnehmen. Auch auf 

Beschwerdeebene werden keine solchen geltend gemacht. Demnach ist 

die Überstellung des Beschwerdeführers nach Deutschland ohne weiteres 

als zulässig zu erachten. 
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6.4. Die Vorinstanz hat das Selbsteintrittsrecht gemäss Art. 17 Dublin-III-

VO sowie Art. 29a Abs. 3 AsylV 1 zu Recht nicht ausgeübt. Weder ist die 

Schweiz völkerrechtlich verpflichtet, auf das Asylgesuch einzutreten, noch 

liegen humanitäre Gründe vor, welche einen Selbsteintritt nahelegen wür-

den. 

7.  

Nach dem Gesagten ist die angefochtene Verfügung nicht zu beanstanden 

und die Beschwerde ist abzuweisen. 

8.   

Mit dem vorliegenden Urteil fällt der angeordnete Vollzugsstopp dahin. Der 

Eventualantrag auf Gewährung der aufschiebenden Wirkung ist gegen-

standslos geworden. 

9.  

9.1. Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung ist 

abzuweisen, da die Begehren als aussichtslos zu bezeichnen sind. 

9.2. Entsprechend dem Ausgang des Verfahrens sind die Kosten dem 

Beschwerdeführer aufzuerlegen (Art. 63 Abs. 1 VwVG) und auf insgesamt 

Fr. 750.– festzusetzen (Art. 1–3 des Reglements vom 21. Februar 2008 

über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht 

[VGKE, SR 173.320.2]). 

 

(Dispositiv nachfolgende Seite) 
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

2.  

Das Gesuch um Gewährung der unentgeltlichen Prozessführung wird ab-

gewiesen. 

3.  

Die Verfahrenskosten von Fr. 750.– werden dem Beschwerdeführer aufer-

legt. Dieser Betrag ist innert 30 Tagen ab Versand des Urteils zugunsten 

der Gerichtskasse zu überweisen. 

4.  

Dieses Urteil geht an den Beschwerdeführer, die Vorinstanz und die kan-

tonale Migrationsbehörde. 

 

Die Einzelrichterin: Die Gerichtsschreiberin: 

  

Regula Schenker Senn Joana Maria Mösch 

 

 

Versand: 

 


